
Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 

Der Staatssekretär 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
Oranienstr. 106, 10969 Berlin 

 

Auslegung und Umsetzung des§ 286 Abs. 2 lfSG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

iifrPffll 

Geschäftszeichen (bei Antwort bitte angeben) 

Arbeitsstab Recht 13 
Bearbeiter/in: 

Benjamin Stiegert 
Zimmer: 

6 DG 
Telefon: 

(030) 9028 (Intern: 928) 1690
Telefax: 

(030) 9028 (Intern: 928) 

Datum: 

25.11.2021 

die Neuregelung des § 286 Abs. 2 Infektionsschutzgesetz (lfSG) hat in den vergangenen Tagen 

bedauerlicherweise bundesweit für Verwirrung und Rechtsunsicherheit gesorgt. Die 

Gesundheitsministerinnen und Gesundheitsminister haben daher im Rahmen der 94, 

Gesundheitsministerkonferenz ( GM K) vom 25.11.2021 einstimmig beschlossen, den Bundesgesetzgeber 

zu einer Klarstellung und einer Korrektur der gesetzlichen Regelung des § 286 Abs. 2 lfSG 

aufzufordern. Bis die geforderte Klarstellung und eine Korrektur erfolgen, bedarf es einer einhelligen 

Auslegung der Testpflicht, um eine unterschiedliche Handhabung und daraus resultierende Probleme 

zu vermeiden. 

§ 286 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 lfSG regelt, dass Arbeitgeber, Beschäftigte und Besucher (weiterhin:

nicht Patientinnen und Patienten) die in den in § 23 Absatz 3 Satz 1 lfSG benannten Einrichtungen und

Unternehmen nur betreten dürfen, wenn sie getestete Personen im Sinne von § 2 Nr. 6 COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung (SchAusnahmV) sind und einen Testnachweis mit sich

führen. Ein Testnachweis wird in § 2 Nr. 7 SchAusnahmV dergestalt defir.iiert, dass die

zugrundeliegende Testung höchstens 24 Stunden alt sein darf. Daraus ergäbe sich grundsätzlich eine

tägliche Testpflicht.

Die von § 286 Absatz 2 lfSG erfassten Einrichtungen und Unternehmen sind: 

1. Krankenhäuser,

2. Einrichtungen für ambulantes Operieren,

3. Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern

vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt,

4. Dialyseeinrichtungen,

Dienstgebäude: Oranienstraße 106, 10969 Berlin (barrierefreier Zugang der Kategorie D) 
Fahrverbindungen: U8 Moritzplatz, Bus M29; U6 Kochstr., Bus M29; U2 Spittelmarkt (ca. 10 Min. Fußweg); S1/S2/S25 Anhalter Bahnhof, Bus M29; Bus M29, 248; 
Zahlungen bitte bargeldlos nur an die Landeshauptkasse, Klosterstr. 59, 10179 Berlin über eine der folgenden Bankverbindungen: 
Bankverbindung 1: Postbank Berlin IBAN: DE 47 100 100 100 000 058 100 BIC: PBNKDEFF100 
Bankverbindung 2: Berliner Sparkasse IBAN: DE 25 100 500 000 990 007 600 BIC: BELADEBEXXX 
Bankverbindung 3: Deutsche Bundesbank IBAN: DE 53 100 000 000 010 001 520 BIC: MARKDEF1100 

E-Mail: Benjamin.Stiegert@sengpg.berlin.de 
Internet: www.berlin.de/sen/gpg/ 
(Dokumente mit qualifizierter elektronischer Signatur bitte ausschließlich an post@sengpg.berlin.de, kein Empfang verschlüsselter Dokumentei.) 








